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140 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Neuregelung der im § 68 Abſatz 1, im § 74 a Abſatz 2 Satz 1 und im 8 75 h Satz 2 
des Handelsgeſetzbuchs ſowie im § 133 a b Abſatz 1 der Gewerbeordnung vorgeſehenen 
Gehaltsgrenzen. Vom 14. 3. 1923. 


ö Artikel I. 
Das Handelsgeſetzbuch wird wie folgt geändert: 
Es werden erſetzt ‘ 
1. im 8 68 Abſatz 1 die Zahl „einhunderttauſend“ durch die Zahl „einer Million fünfhunderttauſend“; 
2. im 8 74a Abſatz 2 Satz 1 die Zahl „fünfzigtauſend“ durch die Zahl „vierhundertachtzigtauſend“; 
3. im 8 75 b Satz 2 die Zahl „einhundertzwanzigtauſend“ durch die Zahl „zwei Millionen 
vierhunderttauſend“. 
Artikel II. 
Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 
Im 8 133 ab Abſatz 1 wird die Zahl „einhunderttauſend“ durch die Zahl „einer 
Million fünfhunderttauſend“ erſetzt. 0 
Artikel III. 
Der Senat wird ermächtigt, die in den Artikeln I, II bezeichneten Gehaltsgrenzen, falls die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe es erfordern, zu ändern und die erforderlichen Ubergangsvorſchriften zu erlaſſen. 


Artikel IV. 
Die Vorſchriften der Artikel I, II finden auch auf die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
vereinbarten Kündigungsbedingungen und Wettbewerbsverbote Anwendung. i 


Kündigungen werden nach den bisherigen Vorſchriften beurteilt, wenn ſie vor Beginn des dem 


Inkrafttreten dieſes Geſetzes vorangegangenen Kalendermonats erklärt find oder die Küudigungsfrift vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits abgelaufen war. 

Die Wirkſamkeit von Wettbewerbverboten wird durch die Vorſchrift des Artikel 1 Nr. 2 dieſes 
Geſetzes nicht berührt, falls ſich der Prinzipal vor dem Ablauf von 3 Monaten ſeit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes ſchriftlich erbietet, für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die dem Handlungs- 
gehilfen zuſtehenden vertragsmäßigen Leistungen auf mehr als dreihundertſechzigtauſend Mark für das 


Jahr ſowie die im 8 74 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Entſchädigung entſprechend zu u 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 15. 4. 1923). 
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erhöhen. Das gleiche gilt für die Vorſchrift des Artikel I Nr. 3, falls ſich der Prinzipal innerhalb 
derſelben Friſt ſchriftlich erbietet, für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die vertragsmäßigen 
Leiſtungen auf mehr als eine Million zweihunderttauſend Mark für das Jahr zu erhöhen oder die im 
Ss 74 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Entſchädigung zu zahlen. 

Danzig, den 14. März 1923. 85 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


141 Verordnung 
über Aufhebung der Bekanntmachung betr. die Reviſionen der Eingetragenen Genoſſenſchaſten 
vom 8. September 1914. Vom 27. 3. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes betr. die Ermächtigung des Senats zur Feſtſtellung der Beendigung 
des Kriegszuſtandes im Sinne beſtehender Geſetze vom 8. Juni 1922 — Geſetzbl. S. 145 — wird 
verordnet: a ; 

Die Bekanntmachung des Bundesrats betr. die Reviſion der Eingetragenen Genoſſenſchaften 
vom 8. September 1914 — Reichsgeſetzblatt Seite 400 — wird aufgehoben. 

Danzig, den 27. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


142 N Fünfte Verordnung 
über Verſicherungspflicht in der Augeſtelltenverſicherung. Vom 27. 3. 1923. 


Auf Grund des 8 1 a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes über 
Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923 
(Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 

8 1. 
8 ’ Vorausſetzung der Verſicherung nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte it, daß der 
Jahresarbeitsverdienſt 7200000 M nicht überſteigt. 
5 N 8 2. 
f Wer die nach 8 1 für die Verſicherungspflicht maßgebende Grenze des Jahresarbeitsverdienſtes 
überſchreitet, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage des vierten Monats nach lÜberſchreiten der Verſicherungs. 
grenze aus der Verſicherungspflicht aus. Wird innerhalb dieſer Zeit die Verdienſtgrenze geändert, fo 
beſtimmt ſich die Verſicherungspflicht von dem Inkrafttreten dieſer Anderung an nach den neuen Vorſchriften. 
N 8 3. ö 
Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſte von mehr als 4200000 M auf Grund 
dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der 88 3 bis 6 der Vierten 
Verordnung über Verficherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1928 (Geſetzbl. 
S. 324) entſprechend. 3 4 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 1923 in Kraft. 
Danzig, den 27. März 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Sehwartr. 


5 ER TR | 
Ausführungsbeſtimmungen 8 
zum Wohnungs⸗Inſtandſetzungs⸗Geſez. Vom 23. 3. 1923. = 
Auf Grund von 8 2 Abſ. 3 Satz 4 des Geſetzes betr. Inſtandſetzung von Gebäuden und Wohnungen 3 
vom 14. November 1922 (Geſetzbl. f. d. Fr. Stadt Danzig S. 513) wird angeordnet: 5 
Artikel I. 2 
Diejenigen Gemeinden und Landkreiſe, die zu den in den 88 2—9 des Geſetzes bezeichneten 3 
1 Anordnungen und Maßnahmen ermächtigt oder verpflichtet werden, haben je einen Inſtandſetzungsaus⸗ 5 
| ſchuß zu bilden. PR 
\ Artikel II. . 
Der Vorſitzende ſoll nicht mit demjenigen Beamten perſonengleich ſein, der die Geſchäfte der 3 
1 örtlichen Baupolizeiverwaltung bearbeitet. 2 
Für Fälle, in denen der Vorſitzende an der Wahrnehmung des Vorſitzes behindert iſt, iſt ihm = 
\ ein Vertreter zu beftellen. Bei deſſen Berufung find die gleichen Vorſchriften zu beachten, die für die 8 
Berufung des Vorſitzenden gelten. i 
7 Artikel III. a 
5 An Beiſitzern find mindeſtens je 3raus den Kreiſen der in der Gemeinde oder dem Landkreiſe 
5 anſäſſigen Wohnhauseigentümer und Mieter zu berufen. 


Artikel IV. 

Die Anrufung des Inſtandſetzungsausſchuſſes erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift 
bei derjenigen Baupolizeiverwaltung, deren Verfügung angefochten wird. Die Beſchwerdeſchrift ſoll eine 
Darſtellung des Sach- und Streitſtandes enthalten. 

Die Baupolizeiverwaltung hat den Tag des Eingangs auf der Beſchwerdeſchrift zu vermerken 
und ſie alsdann unverzüglich dem Vorſitzenden des Inſtandſetzungsausſchuſſes vorzulegen. 

Artikel V. 
Der Borfigende hat binnen längſtens zwei Wochen ſeit Eingang der Beſchwerde bei der 


K 


Baupolizeiverwaltung eine Sitzung des Inſtandſetzungsausſchuſſes zur Verhandlung und Entſcheidung 
Aber die Beſchwerde einzuberufen. 

Die Reihenfolge, in der die Beiſitzer zu den einzelnen Sitzungen des Inſtandſetzungsausſchuſſes 
heranzuziehen ſind, iſt nach Anhörung des Vorſitzenden und der zu Beiſitzern Berufenen durch die 
Gemeindebehörde, in Landkreiſen durch den Kreisausſchuß zu regeln. 0 


Artikel VI. a 
Die Verhandlung und Entſcheidung über die Beſchwerde erfolgt in nicht⸗öffentlicher Sitzung. 
Vor der Entſcheidung iſt der Baupolizeiverwaltung Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


Artikel VII. 


Der Vorſitzende kann anordnen, daß eine mündliche Verhandlung mit den Beteiligten ſtatt' 
findet. Er kann das perſönliche Erſcheinen des Beſchwerdeführers anordnen und andere Perſonen, die 
ein tatſächliches oder rechtliches Intereſſe an der Entſcheidung haben, zu der Verhandlung zulaſſen. 

2 Der Beſchwerdeführer kann ſich in der mündlichen Verhandlung, ſofern nicht ſein perſönliches 
Erſcheinen angeordnet ift, durch eine mit ſchriftlicher Vollmacht verſehene Perſon vertreten laſſen. Der 
| Inſtandſetzungsausſchuß kann den Mangel der Vollmacht unberüdfichtigt laſſen. 


| VER Artikel VIII. 

| Wird mündliche Verhandlung angeordnet, jo find die Beteiligten zu diefer unter Aufnahme einer 
Zuſtellungsurkunde zu laden. Hat der Beſchwerdeführer ſeinen Wohnſitz außerhalb des Freiſtadtgebiets, 
jo kann die Ladung durch Aufgabe zur Poſt (88 175, 213 Z. P. O.) erfolgen. 


Zwiſchen der Zuſtellung und dem Tage der mündlichen Verhandlung ſollen mindeſtens 2424 
Stunden, zwiſchen der Aufgabe zur Poſt und dem Tage der mündlichen Verhandlung mindeſtens 


1 Woche liegen. 
4 5 Artikel IX. 


Sind die Beteiligten trotz rechtzeitiger Ladung zur mündlichen Verhandlung nicht erschienen, ſo 
kann gleichwohl zur Sache verhandelt und entſchieden werden. 

Artikel X. i 

Der Inſtandſetzungsausſchuß kann die ihm erforderlich erſcheinenden Beweiſe erheben, insbeſondere 
auf Antrag oder von Amtswegen Ortsbeſichtigungen vornehmen und . hören. 

Artikel XI. 

Zu der Verhandlung iſt ein Schriftführer hinzuzuziehen, der vom Vorſitzenden durch Handſchlag zu 
treuer und gewiſſenhafter Führung ſeines Amtes zu verpflichten iſt. 

Über die Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die von dem Vorſitzenden und dem 
Schriftführer zu unterzeichnen iſt. Sie ſoll Ort und Tag der Verhandlung, die Bezeichnung der mit⸗ 
wirkenden Perſonen und der Beteiligten ſowie das Ergebnis der Verhandlung enthalten. 

Artikel XII. 

Die Entscheidung des Inſtandſetzungsausſchuſſes eo durch Beſchluß. Iſt der Entſcheidung 
eine mündliche Verhandlung vorausgegangen, ſo iſt er von dem Vorſitzenden zu verkünden. 

Artikel XIII. 8 

Der Beſchluß des Inſtandſetzungsausſchuſſes iſt von dem Schriftführer auszufertigen und den 
Beteiligten in derſelben Art wie eine Ladung zu überſenden. 

Artikel XIV. 

Die Verhandlungsniederſchriften ſind nach näherer Anordnung des Vorſitzenden . „ 
zubewahren. 

Danzig, den 23. März 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Leske. 


SHriftieitung: Büro des Senats der Freien Stadt Daneig. — Druc von N. Schreih in Danzig. 


